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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

EU-Kommission klagt: Freier Kapitalverkehr bei Immobiliengewinnen 
eingeschränkt 

Die Europäische Kommission hat entschieden, Deutschland vor dem Gerichtshof 
der Europäischen Union zu verklagen. Deutschland habe es versäumt, eine 
Einschränkung des freien Kapitalverkehrs zu beseitigen. Diese ergibt sich aus der 
diskriminierenden steuerlichen Behandlung von reinvestierten 
Veräußerungsgewinnen aus dem Verkauf von in Deutschland gelegenen 
Immobilien. 

Im November 2019 hatte die Kommission eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme an Deutschland gerichtet und intensive Gespräche eingeleitet, um 
die Frage zu lösen. Die Kommission ist jedoch der Auffassung, dass die 
bisherigen Bemühungen der Behörden unzureichend waren und verklagt 
Deutschland daher vor dem Gerichtshof der Europäischen Union.  

Das deutsche Einkommensteuergesetz (EStG) sieht in § 6b die Möglichkeit eines 
Steueraufschubs für Veräußerungsgewinne aus bestimmten Vermögenswerten 
vor, indem es Unternehmen gestattet, die Veräußerungsgewinne von den 
Anschaffungskosten für in den Folgejahren erworbene neue Vermögenswerte 
abzuziehen. Voraussetzung dafür ist, dass die Wirtschaftsgüter, in die reinvestiert 
wird, zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebsstätte gehören. 

Hier werde jedoch eine Unterscheidung zwischen deutschen und ausländischen 
Unternehmen gemacht. Dies sei ein einseitiger Steuervorteil, so die Kommission. 
Ein gebietsfremdes Unternehmen aus einem anderen EU- oder einem EWR-
Mitgliedstaat kann diese Bestimmung des EStG nur geltend machen, wenn es 
über in Deutschland steuerpflichtige Vermögenswerte, wie etwa Grundeigentum, 
verfügt, die einer Betriebsstätte in Deutschland zuzuordnen sind. Dies hat eine 
Einschränkung des freien Kapitalverkehrs zur Folge, für die die Kommission keine 
überzeugende Rechtfertigung finden konnte. 

Hinsichtlich der Anforderung einer Reinvestition von Veräußerungsgewinnen 
weist die Kommission darauf hin, dass die frühere Bestimmung des deutschen 
Steuerrechts, wonach neu angeschaffte Anlagegüter einer in Deutschland 
gelegenen Betriebsstätte zugeordnet werden, vom Gerichtshof der Europäischen 
Union bereits als Verstoß gegen das EU-Recht gewertet wurde (Urteil C-
591/13, Kommission/Deutschland). 

Fundstelle 

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 14. November 2024. 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=163710&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7359499
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=163710&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=7359499
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/klage-gegen-deutschland-freier-kapitalverkehr-bei-immobiliengewinnen-eingeschrankt-2024-11-14_de
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BMF: Entwurf eines Schreibens zu Zweifelsfragen zur ertragsteuerlichen 
Behandlung von Fondsetablierungskosten als Anschaffungskosten (§ 6e 
EStG) 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 14. November 2024 den 
Entwurf eines BMF-Schreibens zur ertragsteuerlichen Behandlung von 
Fondsetablierungskosten (§ 6e EStG) an bestimmte Verbände versandt. Ihnen 
wird bis zum 12. Dezember 2024 Gelegenheit zur Stellungnahme zu diesem 
Entwurf per E-Mail an IVC6[ät]bmf.bund.de gegeben. 

Hintergrund 

Durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2451) wurde § 6e EStG eingeführt und die ertragsteuerliche Behandlung von 
sog. Fondsetablierungskosten geregelt. Danach gehören Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der Etablierung bestimmter geschlossener Fonds während 
der Investitionsphase nicht zu den sofort abziehbaren Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten, sondern sind als Anschaffungskosten der Investitionsobjekte 
aktivierungspflichtig, wenn der Initiator des Fonds ein vorformuliertes 
Vertragswerk vorgibt und die Anleger in ihrer gesellschaftsrechtlichen 
Verbundenheit keine wesentlichen Einflussnahmemöglichkeiten auf dieses 
haben. 

Inhalt des Schreibens 

I. Anwendungsbereich 

II. Grundsätze 

1. Erweiterung des Anschaffungskostenbegriffs (§ 6e Absatz 1 
EStG) 

2. Vorformuliertes Vertragswerk 
3. Wesentliche Einflussnahmemöglichkeiten 

III. Fondsetablierungskosten (§ 6e Absatz 2 EStG) 

1. Umfang der Fondsetablierungskosten 
2. Beginn und Ende der Investitionsphase 

IV. Aufteilung der Anschaffungskosten bei mehrjährigen Investitionsphasen und 
mehreren angeschafften Wirtschaftsgütern 

V. Voraussetzungen für den Abzug von Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

VI. Vergleichbare Modelle mit nur einem Kapitalanleger und Gesamtobjekte 

VII. Verhältnis zu § 15b EStG 

VIII. Anwendungsregelungen 

Fundstelle 
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Entwurf eines BMF-Schreibens zu § 6e EStG, veröffentlicht auf der Homepage 
des BMF.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-11-15-entwurf-fondsetablierungskosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-11-15-entwurf-fondsetablierungskosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 21. November 2024 

 
 
Auch bei einer Zusammenfassung von mehr als zwei BgA müssen 
die Voraussetzungen des § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis 3 KStG 
jeweils zwischen allen BgA, die zusammengefasst werden sollen, 
einzeln vorliegen (gegen Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 12.11.2009, BStBl I 2009, 1303, Rz 5 Satz 2 und 3). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Versteuert der Unternehmer entgegen § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 
Satz 1 und 4 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) seine Umsätze 
nicht bereits für den Voranmeldungszeitraum der 
Leistungserbringung, sondern erst für den der nachfolgenden 
Entgeltvereinnahmung, kann er die Rechtswidrigkeit der für den 
Besteuerungszeitraum der Entgeltvereinnahmung vorliegenden 
Steuerfestsetzung geltend machen, ohne dass dem ‑‑im Hinblick 
auf eine für den Besteuerungszeitraum der Leistungserbringung 
angenommene Festsetzungsverjährung‑‑ eine Analogie zu § 20 
Satz 3 UStG entgegensteht. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
Die inländischen Einkünfte eines in der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft ansässigen Piloten aus nichtselbständiger 
Arbeit, die an Bord eines Luftfahrzeugs im internationalen 
Luftverkehr ausgeübt wird, das von einem Unternehmen mit 
Geschäftsleitung im Inland betrieben wird, können nach Art. 15 
Abs. 3 Satz 1 DBA-Schweiz 1971/2010 in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden. 
Ein im internationalen Luftverkehr tätiger Pilot ist kein Grenzgänger 
im Sinne des Art. 15a Abs. 2 Satz 1 DBA-Schweiz 1971/2010. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil V R 43/21: 
Zusammenfassung von 
Betrieben gewerblicher 
Art (BgA) gemäß § 4 
Abs. 6 Satz 1 des 
Körperschaftsteuer-
gesetzes (KStG) 
 
 
 
 
29. August 2024 
 

Urteil V R 19/22: 
Korrektur einer 
jahresübergreifenden 
Umsatzverlagerung 
 
 
 
 
29. August 2024 
 

 

 

Urteil VI R 32/21: 
Inländisches 
Besteuerungsrecht für 
einen in der Schweiz 
ansässigen Piloten 
von Flugzeugen im 
internationalen 
Luftverkehr, die von 
einem deutschen 
Luftfahrtunternehmen 
betrieben werden 
1. August 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410198/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410199/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410201/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 19/22: Vereinbarkeit des § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG mit 
höherrangigem Recht 
8. August 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 34/21: Nur punktuelle Änderungsmöglichkeit nach § 50d Abs. 8 
Satz 2 EStG 
1. August 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 5/23: Erfordernis eines Änderungsantrags zur Vermeidung 
widerstreitender Steuerfestsetzung bei Organschaft auch bei Anfechtung 
des Steuerbescheids durch die Organgesellschaft 
5. September 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Buchwertantrag nach § 3 Abs. 2 UmwStG und Feststellung eines 
Übernahmeverlusts im Sinne des § 4 Abs. 6 UmwStG 
Der Buchwertantrag nach § 3 Abs. 2 Satz 1 des Umwandlungssteuergesetzes 
(UmwStG) 2006 kann in der notariellen Urkunde über die Umwandlung, von der 
der Notar dem zuständigen Finanzamt nach § 54 Abs. 1 der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung eine beglaubigte Abschrift übersendet, gestellt werden. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten darüber, ob der Buchwertantrag nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
des Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) in der im Streitjahr 2009 gültigen 
Fassung wirksam gestellt worden ist und ob die Abzugsbeschränkung für 
Übernahmeverluste nach § 4 Abs. 6 UmwStG verfassungsrechtlichen 
Anforderungen genügt. 
Die Klägerinnen (S GmbH (zuvor: J GmbH) und die A GmbH als 
Rechtsnachfolgerin der X GmbH, diese wiederum als Rechtsnachfolgerin der N 
GmbH) wandelten eine GmbH durch notariellen Beschluss vom 25. August 2010 
rückwirkend zum 30. Dezember 2009, 24.00 Uhr (steuerlicher 
Übertragungsstichtag) in eine GmbH & Co. KG um (Formwechsel). 
Der Umwandlungsbeschluss enthielt unter dem Punkt „steuerliche Regelungen“ 
folgenden Passus: „Von dem Antragsrecht der Übertragung zu Buchwerten wird 
hiermit ausdrücklich Gebrauch gemacht“. Weiter hieß es dort, dass die 
Übertragung auf Grundlage der erstellten Übertragungsbilanz vom 30. Dezember 
2009 zu Buchwerten erfolge. Der Beschluss ist vom beurkundenden Notar an das 
Finanzamt übersandt worden. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410197/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410202/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410200/
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Die formzuwechselnde GmbH reichte beim Finanzamt eine Steuerbilanz auf den 
31. Dezember 2009 unter entsprechendem Ansatz der Buchwerte ein. Die aus 
dem Formwechsel hervorgegangene GmbH & Co. KG führte die Buchwerte in 
ihrer Eröffnungsbilanz auf den 31. Dezember 2009 fort. Eine steuerliche 
Schlussbilanz bzw. Übertragungsbilanz auf den 30. Dezember 2009 wurde beim 
Finanzamt nicht eingereicht. Gleiches gilt für einen ausdrücklich gestellten Antrag 
auf Buchwertfortführung. 
Für die Jahre 2010-2011 begehrte die GmbH & Co. KG die Feststellung von 
Verlusten, welche auf Abschreibungen der aus dem Formwechsel resultierenden 
Aktivierung des Kundenstamms basieren sollten. Im Rahmen einer 
Betriebsprüfung wurde die Aktivierung des Kundenstamms mit Verweis auf den 
erfolgten Buchwertansatz verneint. Der Prüfer und das seiner Auffassung 
folgende (beklagte) Finanzamt stellte für das Streitjahr 2009 im Ergebnis einen 
Übernahmeverlust aus dem Formwechsel fest, welcher gemäß § 4 Abs. 6 
Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) außer Ansatz blieb. 
Einfach-rechtlich war streitig, ob der im o.g. Formwechselbeschluss enthaltene 
Passus als Antrag auf Buchwertfortführung i.S.d. § 9 Satz 1 i.V.m. 3 Abs. 2 
UmwStG auszulegen ist und ob daneben eine steuerliche Schluss- bzw. 
Übertragungsbilanz auf den steuerlichen Übertragungsstichtag aufgestellt werden 
muss. Verfassungsrechtlich streitig war, ob die Regelung des § 4 Abs. 6 Satz 4 
UmwStG verfassungswidrig ist und ein Übernahmeverlust auch bei 
Kapitalgesellschaften als Gesellschafter der übernehmenden 
Personengesellschaft abzugsfähig sein muss. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Gegenstand des Revisionsverfahrens ist die gesonderte und einheitliche 
Feststellung des laufenden Gesamthandsgewinns (Hauptantrag) sowie die 
Feststellung der (fehlenden) Abziehbarkeit des Übernahmeverlusts der N GmbH 
nach § 4 Abs. 6 UmwStG (Hilfsantrag). 
Das Finanzgericht ist zu Recht von einer Buchwertfortführung nach § 9 Satz 1 
i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 UmwStG ausgegangen. Die Klage ist daher im 
Hauptantrag unbegründet. 
Der Buchwertantrag nach § 3 Abs. 2 Satz 1 UmwStG 2006 kann in der notariellen 
Urkunde über die Umwandlung, von der der Notar dem zuständigen Finanzamt 
nach § 54 Abs. 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung eine 
beglaubigte Abschrift übersendet, gestellt werden. 
Allerdings hat das Finanzgericht verkannt, dass das Finanzamt keine Feststellung 
zur Abziehbarkeit des Übernahmeverlusts treffen durfte. Die Revision der 
Klägerin ist daher -mit Blick auf den Hilfsantrag- erfolgreich; die Vorentscheidung 
ist aufzuheben. 
Ist die Mitunternehmerin der übernehmenden Personengesellschaft eine (weitere) 
Personengesellschaft oder eine Kapitalgesellschaft, die als Organgesellschaft im 
Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 KStG fungieren kann (§ 15 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 
KStG), darf das Feststellungsfinanzamt in der Gewinnfeststellung für die 
übernehmende Personengesellschaft keine Feststellung zur Abziehbarkeit des 
Übernahmeverlusts im Sinne des § 4 Abs. 6 UmwStG treffen. 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236294/update-beruecksichtigung-von-umwandlungsverlusten/
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Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. Juli 2024 (IV R 8/22), veröffentlicht am 14. November 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
AdV bei verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Höhe der 
Aussetzungszinsen 
Aussetzung der Vollziehung wegen verfassungsrechtlicher Zweifel an der Höhe 
des Aussetzungszinssatzes ist nur für Zinszeiträume ab dem 01.01.2019 und 
lediglich in Höhe der gesetzlichen Spreizung der Aussetzungszinsen und der 
Nachzahlungszinsen von 0,35 Prozent für jeden Monat zu gewähren. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Beschluss entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig zwischen den Beteiligten war die Rechtmäßigkeit der Festsetzung von 
Aussetzungszinsen. 
Der Antragsteller erzielte in den Jahren 2001 und 2002 aus der Veräußerung 
einer Unternehmensbeteiligung Einnahmen in sechsstelliger Höhe, über deren 
steuerrechtliche Einordnung zwischen den Beteiligten Streit bestand. 
Das Einspruchsverfahren betreffend die Einkommensteuerfestsetzung für 2001 
wurde für die Dauer des gegen den Einkommensteuerbescheid für 2002 
geführten Klageverfahrens ausgesetzt. 
Auf Antrag des Antragstellers gewährte das Finanzamt Aussetzung der 
Vollziehung (AdV) des Einkommensteuerbescheids für 2002. 
Am 27.02.2023 wurde in dem Klageverfahren ein Erörterungstermin durchgeführt, 
bei dem ein Verständigungsvorschlag unterbreitet wurde. 
Der Antragsteller nahm daraufhin seine Klage zurück. Am 23.03.2023 erließ das 
Finanzamt einen geänderten Einkommensteuerbescheid für 2001, der 
ausweislich des Erläuterungsteils des Bescheids die "Vereinbarungen laut 
Erörterungstermin" umsetzen sollte. 
Unter Hinweis auf die vom Antragsteller im Erörterungstermin erklärte 
Klagerücknahme hinsichtlich des Einkommensteuerbescheids 2002 setzte das 
Finanzamt mit Bescheid vom 27.06.2023 Aussetzungszinsen nach § 237 der 
Abgabenordnung (AO) fest. 
Gegen diesen Bescheid legte der Antragsteller Einspruch ein und begehrte AdV. 
Das Finanzamt lehnte den Antrag auf AdV mit Bescheid vom 21.08.2023 ab. 
Der Antrag auf gerichtliche AdV vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte 
keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Beschwerde teilweise stattgegeben und Aussetzung der 
Vollziehung in diesem Umfang angeordnet. 
Nach § 128 Abs. 3 i.V.m. § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 FGO ist die 
Vollziehung eines angefochtenen Verwaltungsakts ganz oder teilweise 
auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an dessen Rechtmäßigkeit bestehen oder 
wenn die Vollziehung für den Betroffenen eine unbillige Härte zur Folge hätte. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410192/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/246042/application-for-transfer-at-book-value-to-be-made-also-in-a-notarial-deed/
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Nach § 237 Abs. 1 Satz 1 AO ist, soweit ein Einspruch oder eine 
Anfechtungsklage gegen einen Steuerbescheid, eine Steueranmeldung oder 
einen Verwaltungsakt, der einen Steuervergütungsbescheid aufhebt oder ändert, 
oder gegen eine Einspruchsentscheidung über einen dieser Verwaltungsakte 
endgültig keinen Erfolg gehabt hat, der geschuldete Betrag, hinsichtlich dessen 
die Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsakts ausgesetzt wurde, zu 
verzinsen. 
Für den Zinslauf bestimmt § 237 Abs. 2 AO, dass Zinsen vom Tag des Eingangs 
des außergerichtlichen Rechtsbehelfs bei der Behörde, deren Verwaltungsakt 
angefochten wird, oder vom Tag der Rechtshängigkeit beim Gericht an bis zum 
Tag, an dem die AdV endet, erhoben werden. 
Ist die Vollziehung erst nach dem Eingang des außergerichtlichen Rechtsbehelfs 
oder erst nach der Rechtshängigkeit ausgesetzt worden, so beginnt die 
Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung der AdV beginnt. Die Zinsen 
betragen für jeden Monat einhalb Prozent (§ 238 Abs. 1 Satz 1 AO). Sie sind von 
dem Tag an, an dem der Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen; 
angefangene Monate bleiben außer Ansatz (§ 238 Abs. 1 Satz 2 AO). 
Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall bei der gebotenen summarischen 
Prüfung vor. Durch die Klagerücknahme in dem Verfahren 9 K 174/13 wegen 
Einkommensteuer für 2002, dessen Bescheid von der Vollziehung ausgesetzt 
war, ist die hiergegen gerichtete Anfechtungsklage endgültig erfolglos geblieben. 
Die für 2002 geschuldete Einkommensteuer nebst Solidaritätszuschlag war daher 
zu verzinsen. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 24. Oktober 2024 (VI B 35/24(AdV)), veröffentlicht am 14. 
November 2024. 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
 
Gemeinnützigkeit im Jahressteuergesetz 2024 
 
In unserer neuen Folge des Podcasts Strg Tax beschäftigen wir uns mit einem 
hochaktuellen Thema: Der Gemeinnützigkeit im JStG 2024. 
Wir geben Ihnen gemeinsam mit unseren Kollegen Thomas Röglin und Michael 
Pfundt einen Überblick über die neuesten gesetzlichen Änderungen in der 
Gemeinnützigkeit aus dem Jahressteuergesetz 2024. Hören Sie rein und bleiben 
Sie auf dem Laufenden! 

 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410195/
https://open.spotify.com/episode/0YoBh8vvzPiLAiKsPNmGxs
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie 
Webinar, 13.12.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/workforce
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
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